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Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von E scher und Usteri,

N->. 5.
Montag / den 26 May 1800. Erstes Quartal. Den 6 Prairial, VIII.

Von dem tüeutn schweizerische» Republikaner erscheint täglich ein.Stück. Man abonnirt sich für em
Quartal oder 78 Stücke mit 4 Franken in Bern und ausser Bern 5 Franken, wofür das Blatt postftcy geliefert wird.
Abonnements nehmen an, der Verleger, B. Job, Ant. Och S in Bern und alle Postämter; die Bürger von Bern können
sich auch an den B. Kieser, Weibel des Senats, wohnhast im Hanse des ScnatS, wenden.

Die Pränumeranten ans den ersten Band des Neue» republikanischen Blattes erhalten an die Stelle der

ihnen noch fehlenden 44 Nnmern, eben so viele Stücke des Neuen Schweiz. Republikaners; wollen sie das Blatt fortsetzen,
so beträgt ihr Abonnement für den Rest des ersten Quartals in Bern 2 Franken und ausser Bern 2 Fr. 5 Batzen.

Der Neue Schweizerische Republikaner ist die Fortsetzung folgender Blätter, von denen noch Exemplare um beygesezte
Preise zu haben sind:

Der Schweiz. Republikaner, z Bände, jeder zu « Fr. I Neues helvetisches Tagblatt, 2 Bände, jeder zu s Fr.
Supplement dazu Fr. I Neues republikanisches Blatt, 1 Band, 7 Fr.

Die Lücken, die sich zwischen diesen Sammlungen finden, sollen in einigen Supplementhesten nachgeliefert werden,
sobald sich eine hinlängliche Aahl Abonnenten für diese Snpplenwnte gefunden hat. Man pränumerirt für das erste Hest
mit z Fr. bey den Herausgebern oder bey I. A. OchS. Briefe und Geld franco.

Gesetzgebung.
Senat/ 15. May.

(Fortsetzung.)
(Beschluß von Lütharbö Commißionalbcricht.)

In der Thut, wenn die Bittsteller behaupten, die

Gemeinde Ober - Mcttmenstctten besitze ein Gemeingut,
und im gleichen Augenblick beyfügen, dasselbe gehöre mit
vollem Eigenthum den Bescheren der Gerechtigkeiten,

in die es vertheilt sey, so verfallen sie in einen offenbaren

Widerspruch, weil die nemliche Sache nicht zugleich der

ganzen Gemeinde, und einzelnen Partikularen, mit Ei«

genthumsrccht zustehen kann.
Wenn euerè Commißion eine Vermuthung wagen

dürste, diesen Widerspruch zu heben, so wäre es die,
daß das Eigenthum des Grund und Bodens dieses ge-

meinen Guts der Gemeinde zustehe, und daß blos die

Nutznießung desselben in Gerechtigkeiten, die von den

Antheilhaberen mit vollem Recht besessen werden, ver.

theilt sen.

Unterdessen ist dieß blos eine Vermuthung, und die

Natur dieses Guts bleibt wie gesagt, unentschieden.

Nichtsdestoweniger faßte der grosse Rath über diesen

vnerörterten Gegenstand den angehörten Beschluß, der

nun eurer Commißion zu folgenden Bemerkungen An-
laß giebt.

1) In den Erwägnngsgründen desselben wird als
entschieden vorausgesetzt, das quästionirte Gut, stye

nichr Gemeindgut, sondern Partikulargut, das den

Antheiihabern init uneingeschränkten Eigenthum und
Nutzniessung zustelle, dem zufolge erklärt der grosse Rath,
das Gcsttz vom 4ten May 179?. könne ans den Fall keine

Anwendung finden.
Die Richtigkeit dieser Voraussetzung ergiebt sich aber

aus keinen Belegen, die Bittschrift selbst widerspricht
sich, wie wir gezeigt haben, und sollte sie sich auch nicht
widersprechen, so werden Sie B. S. sich auch nicht ve»
leitenlasscn, ohne Verhör, der Gemeinde Ober-Mettmen-
stellen ihr mögliches «nd nach der Vermuthung euerèv

Commißion wahrscheinliches Eigenthum abzusprechen,
auch wenn ihr als Gesetzgeber euch diese richterliche Be«
stigniß anmaßen wolltet.

Freylich machen gewöhnlicherweise die Erwägung^
gründe nicht Regel, allein das gilt doch wohl blos bey
Gesetzen, nicht aber bey Dekreten, wo der Beschluß
eine unmittelbare Folge der in den Erwägungsgründen
auseinander gesetzten Thatsätzen ist; und zuverläßig
würde der Richter, der über dieses Gemeingut abzu«

sprechen hätte, in keiner geringen Verlegenheit seyn, wenn
die eine Parthey sich auf diese gesezgeberische Verfügung
beziehen würde.

s) Scheint eurer Commißion in den ErwägungS«



gründen und dem Beschluß selbst ein Widerspruch zu

liegen.
Die Tagesordnung ist auf das Gesetz vom -»ten May

begründet. Nach den Begriffen cnerer Coinnußion soll

das so viel sagen: Der Fall, der uns vorgelegt wird,
ist allbereits durch das Gesetz vom »ten May entschieden.

Nun aber sagt der Erwägnngsgrund, der vorgelegte

Fall gehört nicht unter das Gesetz vom »ten May. Dieß
ist also ein offenbarer Widerspruch, oder wenn man sagen

wollte: tzje Begründung der Tagesordnung aus das

Gesttz vom »ten Man als nicht darinn entschieden, sey

dennoch richtig, so ist solches eine Ungereimtheit, kenn

in diesen: Fall hatte man dieselbe eben so gut ans das

Gesetz von Aushebung der Zehn den begründen rönnen,

weil dieses Gesetz den vorliegenden Fall auch nicht ent-

scheidet.

z) Wenn endlich der grosse Rath sich ans der ist?-

flirten Petition hinlänglich edificirt glaubte, um über die

Natur des Gemeindguts zu Ober-Mettmenstctten abspre-

chen zu können, so hätte er es in dem entgegengesetzten

Sinn lhun sollen: denn wenn die Vermuthung cuercr

Commißion rüchsichtlich auf dieses Gemeindgnt richtig
ist, so ist der Fall ja freylich durch den Artikel deS Ge-

fetz,s vom »ten May entschieden; deimzumal aber ist

die der Tagesordnung angehängte Weisung der Par-
ttheyen vor den Richter ebenfalls unrichtig, da der Z.

eine schiedriàrîjche Auseinandersetzung der Streiten-
den vorschreibt.

Einstimmig räth Ihnen Euere Commißion zur Ver-
Mcrsrmg des Beschlusses.

Weg mann möchte den Beschluß annehmen.

La siech ere ebenfalls.

Genhard :mb Lüthard vertheidigen den Be-
richt — Der Beschluß emhà offenbar ein richterli-
chcs Urtheil.

Münger, Muret, Bodmer, Obmann
vnd Vonstüe stimmen zur Verwerfung.

W uhrmann und Barras nehmen an.
Der Beschluß wird verworfen.

Fuchs im Namen einer Commißion legt folgen-
den Bericht vor:

Die Gemeindsqenoff'n von Uttingcn im Distrikt
Amsoldi",gen, Canton Bern, deren grösserer Theil
arm und besonders an eigenem Lande Mangel leidet',

mm ihre nöthigsten Lebcnsmittel zu pflanzen, verlan,
gen von Ihnen, B Senatoren, in einer Bittschrift,
daß ihnen möchte ein Reißgnmd oder gänzlich verwü-

sietts, vom der Aape überschwemmtes Laud, die aus

sere Aure genannt, zur Bearbeitung und Nutznießung
überlassen werden. Sie beweisen, daß diese äußere

Aure ein Theil ihres Gemeindguts gewesen sey, in- -

dem dieser Reißgrund vor Zeiten einen Theil ihrer All-
mend ausmachte; durch die zerstörenden Einbrüche
der Aare wurde dieser Tvei! vom ankern weggerissen,

mit Slein und Sand überführt und so gänzlich, zu

Grund gerichtet. Seit dieser Zeit benutzen die Ge-
meiudsbürger von Utungen zwar das Holz und Ge-
sträuch nebst dem Weidgang dieser öden Gegend, allein
auch dieser Nutzen ist sehr gering, indem die Aare
bald da bald dort einbricht, die Gegend überschwemmt
und die fruchlbare Erde wegspühlt. Dieser zerstörte

an der Aare gelegene Gememdsbezirk, welcher durch
die alle» Gesetze vcrurtheilt war im Verfall zu liegen
und bloß einer kleinen Anzahl Vieh zur Weide diente,
welches der Dürftige dahin trieb, weil man ihm die

Gelegenheit raubte, seine Hände zu gebrauchen, um
den Boden zu seinem Unterhalt fruchtbar zu machen,
würde, wenn man ihn den Gemcindsgenossn zur
Urbarmachung überließ, nicht nur den bedürftiges
Einwohnern Ultingens eine Quelle von Lebensbcdürf-
nissen eröffnen wodurch sie ihren nothlcidenden Fit-
miiien ehender Unterhalt verschaffen könnten, sonders
sie würden dadurch angetrieben, sich noch angelegen
sey» lassen, das angebaute Land durch anzulegende
Dämme und Schwellen gegen die fürchterlichen Einbrü-
che der Aare zu schützen, wodurch diese äussere Aure vor
Uebcrschwemmung gesichert, und die Aare noch zum

Nutzen der Schiffahrt eingeschränkt würde. — Ihrer
Commißion ist zwar wohl brwußt, daß leider! zur
Schande freyer Menschen, es alte Gesetze gab, welche
dem Eigenthümer eines am Wasser gelegenen Grund»
stücks, verboten, selbes mit Zäunen zu umgebe», oder

mit einer Mauer ei,,;,,schließen, um selbes vor den zer-
störenden Wassrflnthen und Einbrechen reiffmder Strö-
me zu bewahren, ia ihm sogar den Anspruch aus sein

geheiligtes Eigenthum raubken, wenn durch Unglücksfälle

seine fruchtbaren Felder in Sandbänke verwandelt wur,
den. — Aber eben dcsw gen glaubi sie, daß es nichts
wesentlichcrs für den Gesetzgeber gebe, als diesen Ein-
griffen in die Rechte des Eigenthums zu steuern wo-
durch dein Landburger alle Lust und Muth zum An-
pflanzen benommen, und dem Aufblähen des Acker»

bancs ein tàbtlicher Streich beygebracht würd? —

Hier ist der Fa» B- S. > wo S ft einen Bew.-'S aedm
können daß Si' wett entsirnt fl-d, dtzdu <vn wr
die Menfthenxsshte streuende« M-àWche'.', ip-u. Bey-



fall zu zollen, vielmehr jede Gelegenheit begünstigen,

um die Cultur des Landes in bessere Ausnahme zu brin-

gen. Ihre Commtßion kann wenigstens der Resolution
des grossen Raihs, weil sie der Gemeinde Uttmgcn ihre
Rechte in vollem Genuß auf ihr ehemaliges Eigenthum
wieder einräumt, und ihr eine seil so vielen Jahren
der Unfruchtbarkeit geweihte Gegend zur Bearbeitung
überläßt, und anderseits, weil sie das Begehren der

Ausbnrger von ttttingen, welche Ansprüche aus diese

Reisgründe machten, an den kompclirlichen Richter
verweist, nicht anders als ihren ganzen Beyfall geben,

und räth ihnen dcsnahen einmuchig die Annahme
derselben.

Der Beschluß wird angenommen.

B o d mer im Namen einer Commißion räch zur
Annahme des Beschlusses, der dem Finanzministerium
einen Credit von 8->oo Fr. bewilligt.

Der Beschluß wird angenommen.

In geschlossener Sitzung wird auf den Bericht einer

Commißion hin, folgender Beschluß angenommen:
An den Senat.

In Erwägimg, daß das Gesetz vom i?. Aprill
,8c>c> gehörige Vorsehung gethan hat, daß bey den

jur Tilgung der rückständigen Besoldungen verordneten
Verkäufen von Naiionalgütern, die beyden in den'Er-
wägimg?grü»de>« des Gesetzes vom z. Ienner ange-
zeigten Hauptzwecke, nemlich der gröstmögliche Vor-
theil für die Nation und die alle» Bürgern dabey zu

verschaffende Leichtigkeit an den Käufen Theil zu

nehmen, erreicht werden.

In Erwägung, daß dennoch einerseits einige im
Gesetze vom zten Ienner erforderte Formalitäten von
der Art sind, daß sie die Tilgung diefts Rückstandes

durch die vorgeschriebenen Zwischenzeiten verzögern, und

dadurch die Erwartung der aiiiodernden Beamten
verspätet würde; daß ander-cits ein Theil der Vertu,
giingen dieses ersten Gesetzes durch irne des lczrern
verschwiegener Weise aufgehoben worden;

In Erwägung, daß wenn die Vorkehrungen, wcl-
che die Tilgung dieses Rückstandes fordert, au sich

sehr verwickelt und beschwerlich' find. sie von aller Hm.
derniß und Ursache der Verzögerung befreyt und die

Verkäufe der für diese Tilgung vcst.minten National,
güter so viel möglich - befördert w rdui muß,
-hat der gross Rath, aas akläu r Dringlichkeit,

b cfch > r ss? »>-:

G ''-'r ' g der -, aMäudigm Besoldungen
...a l aMru ohne alle andere als

die hicnach vorgeschriebene Formalitäten zum Ver-
kaufe hingegeben werden.

2) In Gemäßheit des 8ten Artikels des Gesetzes

vom ivten April, wird der Vollzichunssaiisschliß über
die Nationalgürer, deren Verkauf schicklich zu senn,

erachtet werden wird, Erkundigungen einziehen, und

wenn es der Fall ist, die Schätzung derselben berich-

tigen lassen, wornach er das Verzeichniß davon den

gesetzgebenden Räthe übergeben und sie zum Verkaufe
vorschlagen wird.

Die gesetzgebenden Räthe werdm über die

Schätzung und VerkaufsauSsetzling dieser Güter ab«

sprechen.

4.1 Diese Nationalgüter' werden öffentlich und mit
den folgenden Formen versteigert werden.

5) Einen Monat vor dem erste» Sleigerungstage
sollen alle zu verkaufenden Güter in den össnilichew
Blättern knnd gemacht, und die in jedem Canton
zu verkaufenden in alle» Gemeinden desselben Cantons,
in welchem sie gelegen sind, kund gemacht und öp-

fcntlich angeschlagen.

(S. die Fortsetzung i» Nro. 11.)

Mannigfaltigkeiten.
Aus einem Briefe von Paris, v 26 Floreal, 8.

Ich danke Ihnen aufs wärmste für die llrberseit»
dung des erste» und jckt des zweyten Bogens von
Kuhns Schrift. Der erste ist vortresiich in jeder Rück-
ficht, und ich bin äizssrst begierig, ans das Resultat sei»

ner Untersuchung. Die kurze Zeit vor den, Abgänge der
Post, erlaubt mir nicht, den zweyten zu lesen. Dem er-
sie» Bogen zufolge, will er, wie mir scheint, das jetzige
strenge Einheitssystem vertheidigen. Desto begieriger bin
ich, sobald wie möglich, das Ganze der Schrift zu be-

sitzen; denn nichts ist mir angelegentlicher, als mich
über so wichtige Gegenstände durch die Untersuchungen
ausgezeichneter Köpfe aufklären z» lass», und zu tarer
Meinung überzutreten, wenn ich wirklich Wahrheit bey

ihr fiabe. Ich verschiebe also meine Gründe dagegen
bis ich das Ganze werde erhalten und durchdacht haben.

Nur so viel muß ich hier in der Eil hinwerfen, daß mein
Verdammungsurtheil gegen das strenge Emheussnstem
nicht blos- auf die Schweiz angewandt, sondern durch»
aus gegen das System selbst statt findet. Mein bester

Freund! es geht uns Pbiiosovhen mir unsern Theorien
ane die praktische Welt angewandt, nur gar zu übel, und
wir erscheinen nur zu oft als Kinder oder als Pedanten»-


	Gesetzgebung

